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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, dem 22. April 1964 

1 0 — 37208 — 2079/64 — V 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf 

eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Soldatenversorgungsgesetzes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Verteidigung. 

Der Bundesrat hat in seiner 266. Sitzung am 28. Februar 1964 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz 
seiner Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

A r t i k e 1 I : 

i 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Das Soldatenversorgungsgesetz vom 26. Juli 1957 
in der Fassung vom 8. September 1961 (Bundesge- 
setzbl. 1 S. 1685) wird wie folgt geändert und er- 
gänzt; 

1. ln § 2 wird folgender neuer Satz 3 angefügt: 

„Nicht angerechnet wird die Zeit, um deren 
Dauer sich der Tag der Beendigung des Dienst- 
verhältnisses gemäß § 40 Abs. 2 Satz 2 der 
Wehrdisziplinarordnung verschiebt." 

2. Die Unterabschnitte 1 und 2 des Abschnitts I 
des Zweiten Teils erhalten folgende Fassung: 

„1. Arten 
§ 3 

(1) Die Berufsförderung der Soldaten auf 

Zeit umfaßt j 

1. während der Wehrdienstzeit den all- j 
gemeinberuflichen Unterricht an der j 
Bundeswehrfachschule, 

2. in der Regel nach der Wehrdienstzeit 

die Fachausbildung außerhalb der 
Bundeswehrfachschule in allen öffent- ' 
liehen und privaten Einrichtungen, die ■ 
auch sonst eine Ausbildung und Wei- 1 
terbildung für das spätere Berufsleben j 
durchführen und j 

3. die Eingliederung in das spätere Be- i 
rufsleben. 

(2) Die Dienstzeitversorgung der Soldaten 
auf Zeit umfaßt Ubergangsgebührnisse und 
Ubergangsbeihilfen. 

2. Allgemeinberuflicher Unterricht 
und Fachausbildung 

§ 4 

(1) Unteroffiziere und Mannschaften auf Zeit 
haben Anspruch auf Teilnahme am allgemein- 
beruflichen Unterricht auf Kosten des Bundes, 
wenn sie auf die Dauer von mindestens sechs 
Jahren in das Dienstverhältnis eines Soldaten 
auf Zeit berufen worden sind. 


(2) Der Anspruch auf Teilnahme am allge- 
meinberuflichen Unterricht erlischt durch Ver- 
zicht, mit der Feststellung der Nichteignung des 
Soldaten, mit der Beendigung des Dienstver- 
hältnisses als Soldat auf Zeit oder mit dem Ab- 
legen der Abschlußprüfung der Bundeswehr- 
fachschule. 

(3) Der Bundesminister der Verteidigung 
oder die von ihm bestimmte Behörde der Bun- 
deswehrverwaltung kann auf Antrag die Teil- 
nahme am allgemeinberuflichen Unterricht über 
die Beendigung des Dienstverhältnisses hinaus 
verlängern, wenn der Anspruch auf Teilnahme 
aus einem in der Person des Soldaten liegen- 
den, von ihm aber nicht zu vertretenden Grunde 
nicht erfüllt werden konnte. Die Verlängerung 
darf sechs Monate nicht übersteigen. 

(4) Das Nähere über den Beginn des allge- 
raeinberuflichen Unterrichts, seine Art und 
Dauer sowie über die an der Bundeswehrfach- 
schule abzulegenden Prüfungen bestimmt die 
Bundesregierung durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung dos Bundesrates. 

§ 5 

(1) Unteroffiziere und Mannschaften auf Zeit 
haben Anspruch auf eine Fachausbildung auf 
Kosten des Bundes, wenn sie auf die Dauer von 
mindestens vier Jahren in das Dienstverhältnis 
eines Soldaten auf Zeit berufen worden sind. 
Die Fachausbildung wird auf Antrag gewährt. 

(2) Der Anspruch auf Fachausbildung erlischt, 
wenn das Dienstverhältnis aus anderen Grün- 
den als wegen Ablaufs der Zeit, für die der 
Soldat in das Dienstverhältnis eines Soldaten 
auf Zeit berufen worden ist, oder wegen Dienst- 
unfähigkeit, die nicht auf eigenes grobes Ver- 
schulden zurückzuführen ist, endet. 

(3) Sind bei einer Entlassung auf eigenen 
Antrag Übergangsgebührnisse nach § 11 Abs. 4 
bewilligt worden, kann die Fachausbildung ganz 
oder zum Teil bis zur Dauer des Zeitraums ge- 
währt werden, für den Übergangsgebührnisse 
zustehen. 

(4) Die Art der Fachausbildung richtet sich 
nach der Neigung und Eignung des Soldaten, 
die Flöhe ihrer Kosten nach der Länge der 
Wehrdienstzeit. Zu den Kosten gehört, wenn 
die Teilnahme an der Fachausbildung die Ar- 
beitskraft überwiegend in Anspruch nimmt, ein 
Ausbildungszuschuß. Er wird während der 
Dauer des Bezugs von Übergangsgebührnissen 
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in Höhe des Betrages gewährt, um den die ' 
Übergangsgebührnisse einschließlich eines Ein- j 
kommens aus der Fachausbildung hinter neun- i 
zig vom Hundert der Dienstbezüge des letzten | 
Monats Zurückbleiben. 

i 

(5) Die Fachausbildung dauert bei einer i 

Wehrdienstzeit von ’ 

1. vier und weniger als sechs Jahren bis ! 
zu sechs Monaten, 

2. sechs und weniger als acht Jahren bis 
zu einem Jahr, 

3. acht und weniger als zwölf Jahren bis 
zu einem Jahr und sechs Monaten, 

4. zwölf und mehr Jahren bis zu drei 
Jahren. 

(6) Die Bewilligung einer Fachausbildung 
kann widerrufen werden, wenn auf Grund der 
Leistungen oder des Verhaltens des Soldaten 
nicht zu erwarten ist, daß er das Ausbildungs- 
ziel erreichen wird. 

i 

(7) Der Bundesminister der Verteidigung j 
oder die von ihm bestimmte Behörde der Bun- i 
deswehrverwaltung kann auf Antrag die Teil- j 
nähme an der Fachausbildung im Rahmen der ■ 
bewilligten Art über die nach Absatz 5 vorge- ! 
sehenen Zeiträume hinaus verlängern. Die Ver- ' 
längerung darf einschließlich einer Verlänge- 
rung nach § 4 Abs. 3 ein Jahr nicht übersteigen. 

(8) Das Nähere über den Beginn der Fach- 

ausbildung, den Übergang in eine andere Fach- 
ausbildung und den Widerruf der Bewilligung | 
einer Fachausbildung bestimmt die Bundesregie- ' 
rung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung ! 
des Bundesrates." , 

1 

3. § 6 Satz 2 wird gestrichen. ‘ 

4. § 7 wird wie folgt geändert: i 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „Aus- j 

bildung und Weiterbildung" durch das Wort j 
„Fachausbildung" ersetzt. j 

b) In Absatz 1 Satz 3 wird das Wort „Anlern- 
zuschuß" durch das Wort „Einarbeitungszu- 
schuß" ersetzt. 

c) In Absatz 1 Satz 4 wird das Wort „Anlern- 
zuschusses" durch das Wort „Einarbeitungs- 
zuschusses" ersetzt. 

5. ln der Überschrift über § 8 werden die Worte 
„Aufbildung und Weiterbildung" durch das 
Wort „Fachausbildung" ersetzt. 

! 

6. § 8 wird wie folgt geändert: ; 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „fach- | 
liehen Ausbildung oder Weiterbildung für j 
einen Zivilberuf nach diesem Gesetz" und j 
die Worte „Ausbildung oder Weiterbildung" j 
jeweils durch das Wort „Fachausbildung" er- 
setzt. 


b) In Absatz 2 Satz 2, Absätze 3, 4 und 5 wer- 
den jeweils die Worte „Ausbildung oder 
Weiterbildung" durch das Wort „Fachaus- 
bildung" ersetzt. 

7. In § 9 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „fünfund- 
dreißigste" durch das Wort „vierzigste" ersetzt. 

8. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

„(1) Soldaten auf Zeit mit einer Wehr- 
dienstzeit von mindestens vier Jahren er- 
halten Übergangsgebührnisse, wenn ihr 
Dienstverhältnis endet wegen Ablaufs der 
Zeit, für die sie in dieses berufen sind (§ 54 
Abs. 1 des Soldatengesetzes) oder wegen 
Dienstunfähigkeit, die nicht auf eigenes gro- 
bes Verschulden zurückzuführen ist. Dies gilt 
nicht, wenn im Anschluß an die Beendigung 
des Dienstverhältnisses als Soldat auf Zeit 
ein Dienstverhältnis als Berufssoldat be- 
gründet wird. 

(2) An Übergangsgebührnissen worden 
gewährt fünfundsiebzig vom Hundert der 
Dienstbezüge des letzten Monats nach einer 
Wehrdienstzeit von 

1. vier und weniger als sechs Jahren 
für sechs Monate, 

2. sechs und weniger als acht Jahren 
für ein Jahr, 

3. acht und weniger als zwölf Jahren 
für ein Jahr und sechs Monate, 

4. zwölf oder mehr Jahren für drei 
Jahre. 

Zur Berechnungsgrundlage gehört nicht der 
Kinderzuschlag." 

b) Absatz 3 wird gestrichen. 

c) Absatz 4 wird Absatz 3 und erhält folgende 
Fassung: 

„(3) Wird die Fachausbildung nach § 5 
Abs. 7 verlängert, so können für die Zeit der 
Verlängerung die Übergangsgebührnisse 
über die in Absatz 2 bestimmten Zeiträume 
hinaus weitergewährt werden." 

d) Absätze 5 und 6 werden Absätze 4 und 5. 

9. § 12 Abs. 1, 2, 5, 6 und 7 erhält folgende 
Fassung: 

„(1) Soldaten auf Zeit mit einer Wehrdienst- 
zeit von mehr als einem Jahr und sechs Mona- 
ten erhalten eine Übergangsbeihilfe, wenn ihr 
Dienstverhältnis endet wegen Ablaufs der Zeit, 
für die sie in dieses berufen sind (§ 54 Abs. 1 
des Soldatengesetzes) oder wegen Dienst- 
unfähigkeit, die nicht auf eigenes grobes 
Verschulden zurückzuführen ist. Die Übergangs- 
beihilfe wird bei Beendigung des Dienstver- 
hältnisses in einer Summe gezahlt. § 11 Abs. 1 
Satz 2 gilt entsprechend. 
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(2) Die Übergangsbeihilfe beträgt für Unter- 
offiziere und Mannschaften auf Zeit, die nicht 
Inhaber des Zulassungsscheins (§ 9) sind, nach 
einer Wehrdienstzeit von 


1. 

weniger als 
drei Jahren 

das 

Dreifache, 

2. 

drei .fahren 

das 

Achtfache, 

3. 

vier Jahren 

das 

Achtfache, 

4. 

fünf Jahren 

das 

Achtfache, 

5. 

sechs Jahren 

das 

Zehnfache, 

6. 

sieben Jahren 

das 

Zehnfache, 

7. 

acht Jahren 

das 

Zwölffachc, 

8. 

neun Jahren 

das 

Zwölffachc, 

9. 

zehn Jahren 

das 

Vierzehnfache, 

10. 

elf Jahren 

das 

Vierzehnfache, 

11. 

zwölf und 
mehr Jahren 

das Fünfzehnfache 


der Dienstbezüge des letzten Monats. 


(5) Die Ubergangsbeihilfe beträgt für Offi- 
ziere auf Zeit nach einer Wehrdienstzeit von 


1 . weniger als 
drei Jahren 

2. drei Jahren 

3. vier Jahren 

4. fünf Jahren 

5. sechs Jahren 

6. sieben Jahren 

7. acht Jahren 

8. neun Jahren 

9. zehn Jahren 

10. elf Jahren 

11. zwölf und 
mehr Jahren 


das Dreifache, 
das Achtfache, 
das Zwölffache, 
das Zwölffache, 
das Vierzehnfache, 
das Vierzehnfache, 
das Sechzehnfache, 
das Sechzehnfache, 
das Achtzehnfache, 
das Achtzehnfache, 

das Zwanzigfache 


der Dienstbezüge des letzten Monats. 


(6) Sind Übergangsgebührnisse nach § 11 
Abs. 4 ganz oder zum Teil bewilligt, so wird die 
Übergangsbeihilfe in dem entsprechenden Um- 
fang gewährt. 

(7) Die in § 11 Abs. 5 Satz 2 genannten Hin- 
terbliebenen eines Soldaten auf Zeit, der nach 
einer Wehrdienstzeit von mehr als einem Jahr 
und sechs Monaten verstorben ist, erhalten die 
Übergangsbeihilfe, die dem Verstorbenen nach 
Absatz 2 oder 5 zugestanden hätte, wenn im 
Zeitpunkt seines Todes sein Dienstverhältnis 
unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 ge- 
endet hätte." 


10. § 13 erhält folgende Überschrift und Fassung: 

„c) Entlassungsgeld 
§ 13 

Soldaten auf Zeit mit einer Wehrdienstzeit 
bis zu einem Jahr und sechs Monaten erhalten 
ein Entlassungsgeld, wenn ihr Dienstverhältnis 
endet wegen Dienstunfähigkeit, die nicht auf 
eigenes grobes Verschulden zurückzuführen ist. 


Für die Höhe des Entlassungsgeldes gilt § 8 
Abs. 2 und 3 des Wehrsoldgesetzes entspre- 
chend." 


11. In den Überschriften über den §§ 13 a und 13 b 
werden die Buchstaben „c" bzw. „d" durch die 
Buchstaben „d" bzw. „c" ersetzt. 

12. § 13 a Satz 2 Halbsatz 2 erhält folgende Fassung: 

„Zeiten einer auf Grund eines frühen Dienstver- 
hältnisses gewährten Berufsförderung sind auf 
die nunmehr zustehende Berufsförderung anzu- 
rechnen." 

13. § 20 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 wird das Komma hinter dem 
Wort „ist" durch einen Punkt ersetzt. 

b) Die nachfolgende Nummer 3 wird gestrichen. 

14. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Sol- 
daten, die nach der Art ihrer dienstlichen 
Verrichtung in bestimmten Verwendungen 
erfahrungsgemäß der Gefahr einer vorzeiti- 
gen körperlichen Abnutzung besonders aus- 
gesetzt sind und infolge einer dadurch be- 
wirkten Gesundheitsschädigung vorzeitig in 
den Ruhestand versetzt werden; die Erhö- 
hung des Ruhegehalts soll in der Regel zehn 
vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienst- 
bezüge nicht übersteigen." 

b) Absatz 3 wird gestrichen. 

15. § 26 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Abweichend von Absatz 1 steigt das 
Ruhegehalt für die Berufssoldaten, die vor dem 
vollendeten sechsundfünfzigsten Lebensjahr 
wegen Überschreitens der für ihren Dienstgrad 
festgesetzten besonderen Altersgrenze nach § 44 
Abs. 2 in Verbindung mit § 45 Abs. 2 Nr. 1 und 
Nr. 2 Buchstaben a und b des Soldatengesetzes 
in den Ruhestand versetzt werden, nach einer 
ruhegehaltfähigen Dienstzeit von fünfundzwan- 
zig Jahren bis zu einer solchen von achtund- 
zwanzig Jahren mit jedem Dienstjahr um zwei 
vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienstbe- 
züge; bei späterer Versetzung in den Ruhe- 
stand wird mindestens der Vomhundertsatz des 
Ruhegehalts gewährt, der bei Versetzug in den 
Ruhestand vor dem vollendeten sechsundfünf- 
zigsten Lebensjahr zugestanden hätte." 


16. § 28 Abs. 2 erhält folgende Fassung; 

„(2) Eine Kapitalabfindung ist in der Regel 
zu versagen, wenn der Soldat im Ruhestand das 
fünfundfünfzigste Lebensjahr überschritten hat." 
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17. § 38 wird wie folgt geändert: 

q) ln Satz 1 werden hinter dem Wort „Monats" | 
ein Komma gesetzt und danach die Worte i 
„jedoch nicht über achttausend Deutsche j 
Mark" angefügt. i 

b) Satz 3 wird gestrichen. i 

I 

18. § 39 Ahs. 1 erhält folgende Fassung: j 

„(1) Ein Berufsunteroffizier, dessen Dienst- 
verhältnis vor dem vollendeten vierzigsten Le- 
bensjahr wegen Dienstunfähigkeit infolge Wehr- | 
dienstbeschädigung endet, erhält auf Antrag 
die Fachausbildung in dem Umfang wie .sie 
einem Soldaten auf Zeit mit einer Wehrdienst- 
zeit von zwölf Jahren zusteht, und den Zu- 
lassungsschein nach § 9." 

19. ln § 42 Abs. 1 Satz 1 wird die Zahl „6" durch 
die Zahl „5" ersetzt. 

I 

20. § 44 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „verscholle- 
ner Soldat" durch die Worte „verschollener 
Berufssoldat, Soldat auf Zeit" ersetzt. 

I 

b) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: | 

„Vom Ersten des Monats an, der dem in Ab- | 
Satz 1 bestimmten Zeitpunkt folgt, erhalten i 
die Personen, die im Falle des Todes des i 
Verschollenen nach § 11 Abs. 5 Satz 2 Über- 
gangsgebührnisse, nach § 12 Abs. 7 eine 
Übergangsbeihilfe, nach § 42 eine Unterstüt- 
zung, nach § 43 Witwen- oder Waisengeld 
oder einen Unterhaltsbeitrag erhalten wür- 
den, diese Bezüge." 

c) Absatz 3 Satz 2 Halbsatz 2 erhält folgende 
Fassung: 

„Die nach Absatz 2, nach § 80 und nach an- 
deren Gesetzen auf Grund der Verschollen- 
heit für den gleichen Zeitraum gewährten 
Bezüge sind anzurechnen." 

i 

21. In § 45 Abs. 1 Nr. 3 wird die Zahl „6" durch die 
Zahl „5" ersetzt. 

22. In § 46 Abs. 3 werden die Zahl „5" durch die 
Zahl „4" ersetzt und die Worte „27 in Verbin- 
dung mit § 149 Abs. 1 und 2 des Bundesbeam- 
tengesetzes, §§" so wie die Zahlen „60" und 
„63" gestrichen. 

23. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 und Absatz 3 werden die 
Worte „für Verteidigung" durch die Worte 
„der Verteidigung oder die von ihm bestimm- 
te Behörde der Bundeswehrverwaltung" er- 
setzt. 


b) Absatz 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Von den Nummern 1 und 2 können Aus- 
nahmen zugelassen werden." 

24. In § 57 Satz 1 werden hinter dem Wort „Versor- 
gungsbezüge" die Worte „und einen Anspruch 
auf Berufsförderung" eingefügt. 

25. In § 59 Abs. 4 wird die Zahl „6" durch die Zahl 
„5" ersetzt'. 

26. § 73 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Bei Beendigung des Dienstverhältnis- 
ses wegen Ablaufs der Zeit, für die der 
Unteroffizier auf Zeit in das Dienstverhältnis 
berufen worden ist, sind Arbeitseinkünfte 
aus Land- und Forstwirtschaft, aus Gewerbe- 
betrieb oder aus selbständiger oder nicht- 
selbständiger Arbeit außerhalb des öffent- 
lichen Dienstes (§ 53) im Sinne des § 2 Abs. 3 
Nr. 1 bis 4 des Einkommensteuergesetzes auf 
den Unterhaltsbeitrag anzurechnen; hierbei 
bleibt die Hälfte der Einkünfte anrechnungs- 
froi, mindestens jedoch ein Betrag in Höhe 
des Unterschiedes zwischen dem Unterhalts- 
beitrag und der nach § 53 Abs. 2 Nr. 1 und 
Abs. 4 maßgebenden Höchstgrenze oder, so- 
fern dieser Unterschiedsbetrag zweihundert- 
fünzig Deutsche Mark monatlich nicht er- 
reicht, dieser Betrag." 

b) In Absatz 8 Satz 1 werden die Worte „28 
bis 35" gestrichen. 

c) In Absatz 9 Satz 1 wird das Wort „bis" 
hinter der Zahl „3" durch ein Komma ersetzt. 

27. § 74 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 Nr. 1 wird die Zahl „5" durch die 
Zahl „4" ersetzt. 

b) In Satz 2 werden die Worte „Ausbildung 
oder Weiterbildung nach § 4 Abs. 2 Nr. 2" 
durch das Wort „Fachausbildung" ersetzt. 

28. § 77 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 5 werden die Worte „der §§ 12, 
73 Abs. 2 und des § 74 in Verbindung mit 
§ 12" durch die Worte „des § 73 Abs. 2" er- 
setzt. 

b) In Absatz 6 wird das Wort „Berufssoldaten" 
durch das Wort „Soldaten" ersetzt. 

29. § 77 b Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Absätze 1 und 2 finden entsprechen- 
de Anwendung auf einen Soldaten, der im Sinne 
des § 64 Abs. 2 Satz 1 berufsmäßig Wehrdienst 
im Herkunftsland oder Dienst im Sinne des 
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§ 68 a berufsmäßig geleistet hat. § 77 a Abs. 7 | 
gilt entsprechend." | 

i 

30. Hinter § 79 werden folgende Überschrift und | 
folgender neuer § 79 a eingefügt: 

„11. Ruhen der Versorgungsbezüge 
in besonderen Fällen 

§ 79 a ! 

i 

§ 53 Abs. 6 ist bis zum 31. Dezember 1969 mit 
der Maßgabe anzuwenden, daß in § 53 Abs. 4 
an die Stelle des Eineinviertelfachen das Zwei- 
fache der jeweils ruhegehaltfähigen Dienstbe- 
züge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe 1 
der Besoldungsordnung A tritt." 

31. In § 80 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „infolge 
der Dienstverrichtung oder auf dem Wege zum 
Bestimmungsort oder auf dem Heimweg eine 
gesundheitliche Schädigung erleidet" durch die 
Worte „durch die Dienstverrichtung oder durch 
einen während der Ausübung des Dienstes er- 
littenen Unfall eine gesundheitliche Schädigung 
erleidet; zum Dienst gehört auch das Zurück- 
legen des mit dem Dienst zusammenhängenden 
Weges nach und von dem Bestimmungsort" er- 
setzt. 

32. § 82 Abs. 1 wird wie folgt geändert; 

a) In Satz 1 werden hinter dem Wort „geleistet" 
die Worte „oder eine sich unmittelbar an- 
schließende Wehrübung abgeleistet" sowie 
im Klammerzitat nach den Worten „Nr. 1" 
die Worte „und 2" eingefügt. 

b) In Satz 3 werden hinter den Worten „nicht 
gewährt, wenn" die Worte „und soweit" ein- 
gefügt. 

33. § 83 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) §§ 60 und 61 des Bundesversorgungsge- 
setzes gelten mit der Maßgabe, daß die Versor- 
gung nicht vor dem Tage beginnt, der auf den 
Tag der Beendigung des Dienstverhältnisses 
folgt. Ist ein Soldat, dessen Hinterbliebenen Ver- 
sorgung nach § 80 zustehen würde, verschollen, 
so beginnt die Hinterbliebenenversorgung ab- 
weichend von Satz 1 frühestens mit dem Ersten 
des Monats, der auf den Monat folgt, in dem 
die Zahlung von Dienstbezügen oder Wehrsold 
endet." 

34. § 84 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Zahl „7" durch die Zahl 
„6" ersetzt. 

b) Absatz 5 wird gestridien. 

c) Die bisherigen Absätze 6 und 7 werden Ab- 
sätze 5 und 6. 


35. § 85 wird wie folgt geändert: 

a) Folgender neuer Absatz 2 wird eingefügt: 

„(2) Hat bei Eintritt der Wehrdienstbe- 
schädigung eine meßbare Minderung der Er- 
werbsfähigkeit bestanden, die Folge einer 
Schädigung im Sinne des § 1 des Bundesver- 
sorgungsgesetzes oder eines Gesetzes ist, 
das das Bundesversorgungsgesetz für an- 
wendbar erklärt, so ist die durch das Hinzu- 
treten der Wehrdienstbesdiädigung einge- 
tretene Gesamtminderung der Erwerbsfähig- 
keit festzustellen. Von dem sich daraus er- 
gebenden Betrag des Ausgleichs ist ein Be- 
trag in Höhe der Grundrente abzuziehen, die 
auf die frühere Minderung der Erwerbsfähig- 
keit entfällt. Der Restbetrag ist als Ausgleich 
zu gewähren. 

b) Absatz 2 wird Absatz 3. 

c) Absatz 3 wird Absatz 4. Satz 3 dieses Ab- 
satzes wird durch folgende Sätze ersetzt: 

„Der Anspruch auf Ausgleich erlischt späte- 
stens mit der Beendigung des Wehrdienst- 
verhältnisses. Ist ein Soldat verschollen, so 
erlischt der Anspruch auf Ausgleich mit Ab- 
lauf des Monats, in dem der Bundesminister 
der Verteidigung feststellt, daß das Ableben 
des Verschollenen mit Wahrscheinlichkeit 
anzunehmen ist. Kehrt der Verschollene zu- 
rück, so lebt sein Anspruch auf Ausgleich 
für den Zeitraum wieder auf, für den Dienst- 
bezüge oder Wehrsold nachgezahlt wer- 
den." 

d) Absatz 4 wird Absatz 5. In Satz 2 dieses 
Absatzes werden die Worte „und § 50 ent- 
sprechend" durch die Worte „entsprechend 
und § 50 mit der Maßgabe, daß mit einer 
Forderung auf Rückerstattung zuviel gezahl- 
ten Ausgleichs gegenüber einem Anspruch 
auf Ausgleich aufgerechnet werden kann" 
ersetzt. 


36. § 87 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „§ 4 
Abs. 3 letzter Satz bleibt" durch die Worte 
„§ 4 Abs. 4 und § 5 Abs. 8 bleiben" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „vom 23. De- 
zember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 1066)" 
gestrichen. 


37. § 88 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden hinter dem Wort „von" 
die Worte „Leistungen der" eingefügt. 

b) In Absatz 3 werden die Worte „vom 2. Mai 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 202)" und „vom 
3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 
1239)" gestrichen. 
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c) Folgender neuer Absatz 7 wird eingefügt; | 

„(7) Für Soldaten, die dem Bundesnach- 
riditendienst angehört haben, und ihre Hin- 
terbliebenen sind die Verwaltungsbehörde 
und Stelle örtlich zuständig, die für Versor- j 
gungsberechtigte mit Wohnsitz oder gewöhn- | 
lichem Aufenthalt in Köln zuständig sind, j 
über Klagen entscheidet das Bundessozialge- j 
rieht im ersten und letzten Rechtszug." j 

I 

d) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8; die 
Worte „3 und 6" werden ersetzt durch die 
Worte „3, 6 und 7" und hinter dem Wort 
„von" werden die Worte „Leistungen der" 
eingefügt. 


38. Hinter § 89 werden folgende Überschrift und 
folgender neuer § 89 a eingefügt: 

„1 a. Dienstbezüge 
§ 89 a 

Dienstbezüge im Sinne der §§ 5, 11, 12, 37 und 
38 sind die Dienstbezüge nach § 2 Abs. 1 und 
gegebenenfalls der örtliche Sonderzuschlag nach 
§ 41 Abs. 1 des Bundesbesoldungsgesetzes." 


39. § 91 a wird wie folgt geändert: | 

a) Absatz 2 wird Absatz 1 Satz 2 und erhält i 

folgende Fassung: | 

„Sie können Ansprüche nach allgemeinen ge- i 
setzlichen Vorschriften, die weitergehende ! 
Leistungen als nach diesem Gesetz begrün- 
den, gegen den Bund, einen anderen öffent- 
lich-rechtlichen Dienstherrn im Bundesgebiet 
einschließlich des Landes Berlin oder gegen 
die in deren Dienst stehenden Personen nur 
dann geltend machen, wenn die Wehrdienst- 
beschädigung durch eine vorsätzliche uner- 
laubte Handlung einer solchen Person ver- 
ursacht worden ist." 

b) Absätze 3 und 4 werden Absätze 2 und 3. 


40. Flinter § 91 a werden folgende neue Überschrift 
und folgender neuer § 91 b eingefügt; 

„3 b. Berücksichtigung von Zeiten zum Ausgleich 
von Härten 

§ 91b 

Inwieweit bei der Bemessung von Versor- 
gungsbezügen Zeiten, die nach dem bis zum 
8, Mai 1945 gültig gewesenen Wehrmachtver- 
sorgungsrecht ruhegehaltfähig waren oder als 
ruhegehaltfähig berücksichtigt werden konnten, 
zum Ausgleich von Härten zu berücksichtigen 
sind, bestimmt der Bundesminister der Verteidi- 
gung im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
des Innern." 


41. § 95 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Für die Beschädigtenversorgung (§ 88) der 
in Absatz 1 genannten Berechtigten ist die für 
die Kriegsopferversorgung sachlich zuständige 
Verwaltungsbehörde oder Stelle sowie das Ge- 
richt örtlich zuständig, in deren Bezirk der letzte 
Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthaltsort des 
Soldaten oder seiner Hinterbliebenen im Bun- 
desgebiet gelegen hat; Entsprechendes gilt, so- 
weit die Beschädigtenversorgung in der Gewäh- 
rung von Leistungen der Kriegsopferfürsoge be- 
steht." 


Artikel II 

Übergangsvorschrift 

(1) Ansprüche auf Fachausbildung, Übergangsge- 
bührnisse und Übergangsbeihilfe von Soldaten auf 
Zeit, deren Dienstverhältnis vor dem Tage des In- 
krafttretens dieses Gesetzes geendet hat, richten sich 
nach dem bis zu diesem Tage geltenden Recht. 

(2) Bei Soldaten auf Zeit, die auf Grund einer 
Verpflichtung oder Weiterverptlichtung vor dem 
Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes in ein 
Dienstverhältnis als Soldat auf Zeit berufen worden 
sind, das vom Tage des Inkrafttretens dieses Geset- 
zes an mit einem Anspruch auf Dienstzeitversorgung 
endet, erhöht sich die Übergangsbeihilfe 

1. nach § 12 Abs. 2 Nr. 1 um das Eineinhalb- 
fache, Nr. 4 um das Vierfache, Nr. 6 um das 
Eineinhalbfache, Nr. 8 um das Zweiein- 
halbfache, Nr. 9 um das Zweifache, Nr. 10 
um das Zweieinhalbfache, 

2. nach § 12 Abs. 5 Nr. 1 um das Dreieinhalb- 
fache, Nr. 2 um das Einfache, Nr. 4 um das 
Dreifache, Nr. 6 um das Einfache, Nr. 8 um 
das Zweifache, Nr. 9 und 10 um das Drei- 
einhalbfache 

der Dienstbezüge des letzten Monats. 


Artikel III 

Änderung von Bundesrecht 

§ 60 der Wehrdisziplinarordnung in der Fassung 
vom 9. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 697) wird 
wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird gestrichen. 

b) Es wird folgender neuer Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Ein Ausgleich oder eine Übergangsbei- 
hilfe darf vor rechtskräftigem Abschluß des Ver- 
fahrens nicht ausgezahlt werden. Auf Antrag des 
Beschuldigten kann der Wehrdisziplinaranwalt 
es für zulässig erklären, daß die Auszahlung 
ganz oder zum Teil zu einem früheren Zeitpunkt 
erfolgt. Ist bereits die Anschuldigungsschrift ein- 
gereicht, so kann dies mit Zustimmung des Wehr- 
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disziplinaranwalts die Truppendienstkammer und 
außerhalb der Hauptverhandlung der Vorsit- 
zende für zulässig erklären. Der Beschluß kann 
nicht angefochten werden." 

c) Absatz 2 wird Absatz 3. 


A r t i k e 1 IV 

Neufassung des Gesetzes 

Der Bundesminister der Verteidigung wird er- 
mächtigt, den Wortlaut des Soldatenversorgungs- 


gesetzes unter Berücksichtigung der Änderungen 
durch dieses Gesetz bekanntzugeben, nötigenfalls 
die Paragraphenfolge zu ändern und dabei Unstim- 
migkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 


Ar tikel V 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit dem Ersten des Monats in 
Kraft, der auf den Monat folgt, in dem dieses Gesetz 
verkündet worden ist. 


Begründung 


Allgemeines 

Eine erneute Änderung des Soldatenversorgungs- 
gesetzes (SVG) ist erforderlich, damit seine Be- 
stimmungen dem Fortschreiten des Aufbaus der 
Bundeswehr und den bei der Handhabung des Ge- 
setzes gesammelten praktischen Erfahrungen Rech- 
nung tragen. Insbesondere kann die Erhöhung des 
Grundwehrdienstes von 12 Monaten auf 18 Monate 
nicht ohne Auswirkung auf die Versorgungsleistun- 
gen der Soldaten auf Zeit sein. Es muß ein ge- 
sundes und gerechtes Verhältnis bestehenbleiben 
zwischen den für die Wehrpflichtigen im Wehrsold- 
gesetz und den für die freiwillig länger dienenden 
Soldaten im Soldatenversorgungsgesetz vorgesehe- 
nen Leistungen. 

Das Kernstück des Entwurfs bringt daher eine Neu- 
ordnung der Berufsförderung und der Dienstzeit- 
versorgung der Soldaten auf Zeit in den §§ 3, 4, 5, 
11 und 12 SVG. Dabei ist davon ausgegangen, daß 
die Berufsförderung und die Dienstzeitversorgung 
(Übergangsgebührnisse, Übergangsbeihilfe) als ein 
Ganzes anzusehen sind, und daß die Gesamtleistun- 
gen sich etwa in dem bisherigen Rahmen halten 
müssen. Andererseits muß eine Progression in den 
Leistungen dort schwerpunktmäßig zum Ausdruck 
kommen, wo im Interesse der Durchführung der 
militärischen Aufgaben eine besondere Verpflich- 
tungszeit erforderlich ist. Dies ist der Fall bei Sol- 
daten auf Zeit mit Verpflichtungszeiten von 3, 4, 
6, 8 und 12 Jahren (Z 3, Z 4, Z 6, Z 8, Z 12). 

Bei den übrigen Gruppen treten im Interesse der 
Schwerpunktbildung Verschlechterungen ein. 
Selbstverständlich wird insoweit für die bei Inkraft- 
treten des Änderungsgesetzes in der Bundeswehr 
schon dienenden Soldaten auf Zeit eine Verschlech- 
terung der Versorgungsleistungen durch Gewäh- 
rung von Ausgleichszahlungen vermieden. 


Die Leistungen für den Z 2-Soldaten müssen das 
Entlassungsgeld für die Wehrpflichtigen, aber auch 
die Versorgungsleistungen für den Z 3- und Z 4-Sol- 
daten berücksichtigen. Zu günstige Leistungen für 
den Z 2-Soldaten könnten leicht zu negativen Aus- 
wirkungen auf die Bewerbungen für den Z 3- und 
Z 4-Soldaten führen. Andererseits dürfen die Z 2- 
Bewerbungen nicht absinken, da auf Z 2-Soldaten, 
insbesondere beim Heer, nicht verzichtet werden 
kann. Z 2- und Z 3-Soldaten sollen daher eine an- 
gemessene Übergangsbeihilfe erhalten. Umfang- 
reichere Leistungen werden erst nach einer Wehr- 
dienstzeit von 4 Jahren gewährt. Von diesem Zeit- 
punkt ab setzen nach der Länge der Wehrdienst- 
zeit fortschreitend für Unteroffiziere und Mann- 
schaften auf Zeit die Leistungen der Berufsförde- 
rung und für alle Soldaten auf Zeit zusätzlich zur 
Übergangsbeihilfe die Zahlung von Ubergangs- 
gebührnissen ein. 

Dabei soll das Schwergewicht auf die Übergangs- 
beihilfe, die dem Soldaten bei Beendigung des 
Dienstverhältnisses in einer Summe auszuzahlen 
ist, verlagert werden, damit er sofort beim Aus- 
scheiden einen höheren Geldbetrag erhält. Nach 
den gesammelten Erfahrungen hat sich dafür ein 
dringendes Bedürfnis herausgestellt. Die Anträge 
auf Auszahlung der Ubergangsgebührnisse in einer 
Summe oder in größeren Teilbeträgen nach dem 
geltenden § 11 Abs. 6 Satz 3 sind nämlich sehr zahl- 
reich, können aber im Rahmen dieser Bestimmung 
oftmals nicht befriedigt werden. 

Die Übergangsgebührnisse sollen einheitlich auf 75 
vom Hundert der letzten Dienstbezüge festgesetzt 
werden, da die bisher zum Teil vorgesehenen Lei- 
stungen von 50 vom Hundert und 60 vom Hundert 
(§ 11 Abs. 2 Nr. 1 bis 3) sich als unzureichend 
erwiesen haben. Die Bewilligungszeiträume decken 
sich nach dem Entwurf mit den für eine Fach- 
ausbildung vorgesehenen Zeiträumen. Damit er- 
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übrigt sich die im geltenden Recht (§11 Abs. 3) vor- j 
geschriebene Erhöhung der Übergangsgebührnisse 1 
von 50, 60 und 70 vom Hundert auf 75 vom Hundert | 
für die Dauer der Fachausbildung. Außerdem sollen j 
die Ubergangsgebührnisse anders gestaffelt wer- j 
den. Insbesondere bei den Dienstzeitverlängerun- 
gen gemäß § 54 Abs. 3 des Soldatengesetzes im 
Jahre 1961 hatte sich ergeben, daß Soldaten auf 
Zeit auf Grund der jetzt geltenden Staffelung zum 
Teil übermäßige und nicht vertretbare Gewinne, | 
zum Teil keine Mehrleistungen erhalten haben. | 

I 

Insgesamt wird hierzu auf die als Anlage beige- | 
fügten Übersichten verwiesen. | 

! 

Die übrigen Änderungen, die der Entwurf in Aus- 
sicht nimmt, sind nicht von grundsätzlicher Bedeu- 
tung. Sie sehen die Verbesserung einzelner Leistun- 
gen vor, teils sind sie redaktioneller oder organisa- 
torischer Art. 


Im einzelnen j 

I 

Zu Nummer 1 

1 

Die Ergänzung des § 2 soll verhindern, daß eine j 
über die festgesetzte Beendigung des Dienstverhält- ! 
nisses zu verbüßende Arreststrafe versorgungs- j 
rechtlich in die Wehrdienstzeit eingerechnet wird | 
und damit zu versorgungsrechtlichen Vorteilen ! 
führt. 

! 

Zu Nummer 2 ; 

i 

Im Zeitpunkt der Verkündung des Soldatenversor- 
gungsgesetzes (1. August 1957) befand sich die nach 
den §§ 3 bis 5 für Soldaten auf Zeit vorgesehene j 
Berufsförderung erst im Aufbau und zum Teil noch i 
in der Planung. ' 

In der Neufassung von § 3 Abs. 1 sollen nunmehr j 
die in der geltenden Fassung des Gesetzes als | 
„Ausbildung und Weiterbildung für das spätere j 
Berufsleben" umschriebenen Berufsförderungsmaß- i 
nahmen konkretisiert werden. Es soll im Gesetz i 
selbst klar herausgestellt werden, daß die Berufs- 
förderung den allgemeinberuflichen Unterricht so- 
wie die Fachausbildung und die Eingliederung in 
das spätere Berufsleben umfaßt. 

Ferner ist nunmehr eindeutig bestimmt, daß im Ge- 
gensatz zum allgemeinberuflichen Unterricht die | 
Fachausbildung in aller Regel nach Beendigung der i 
Wehrdienstzeit durchgeführt wird. Allerdings kann 
auch jetzt in Ausnahmefällen die Fachausbildung 
bereits vor Beendigung der Wehrdienstzeit begon- 
nen werden. Die Einzelheiten hierzu werden in der 
nach § 5 Abs. 8 zu erlassenden Rechtsverordnung 
bestimmt werden. ! 

i 

Die Änderung von § 3 Abs. 2 hat nur redaktionelle | 
Bedeutung. | 

Die Änderung der Überschrift von Unterabschnitt 2 | 
ist eine Folge der Änderung von § 3. In § 4 und in I 


§ 5 werden jetzt der allgemeinberufliche UnterrichL 
und die Fachausbildung getrennt behandelt. 

In § 4 Abs. 1 wird der Anspruch auf Teilnahme am 
allgemeinberuflichen Unterricht festgelegt. Die nach 
dem geltenden Recht bestehende Möglichkeit der 
Teilnahme von Soldaten auf Zeit mit einer vier- 
jährigen Verpflichtungszeit hat sich in der Praxis 
als nicht zweckmäßig erwiesen. Einen bildungsmäßi- 
gen Abschluß können diese Soldaten nicht errei- 
chen, so daß ihrer Teilnahme an lediglich einem 
Lehrgangsabschnitt auf die Dauer von einem Mo- 
nat nur wenig praktische Bedeutung zugemessen 
werden kann. Auf der anderen Seife werden sie 
aber als dringend benötigte Ausbilder der Truppe 
entzogen, was auf die Dauer militärisch nicht zu 
verantworten ist. Aus diesen Gründen und in An- 
gleichung an die Schwerpunktbildung bei der 
Dienstzeitversorgung sollen daher in Zukunft nur 
Soldaten auf Zeit mit einer Verpflichtungszeit von 
mindestens 6 Jahren zur Teilnahme am allgemein- 
beruflichen Unterricht zugelassen werden. Unbe- 
nommen bleibt der Bundeswehr, wann sie rein 
organisatorisch für den Kreis der Berechtigten mit 
dem Unterricht beginnen will. 

§ 4 Abs. 2 zählt die Gründe auf, die den Anspruch 
auf Teilnahme am allgemeinberuflichen Unterricht 
zum Erlöschen bringen. Mit der in Absatz 2 genann- 
ten Abschlußprüfung ist die Prüfung am Ende des 
Aufbaulehrgangs gemeint. Allgemeine Gründe, die 
den Verlust des Anspruchs bedingen — z. B. §§ 56 
und 58 SVG — , bleiben unberührt. 

§ 4 Abs. 3 entspricht dem bisherigen § 5 Abs. 3. Im 
Gegensatz zu diesem beschränkt er die Möglichkeit 
der Verlängerung aber ausdrücklich auf Gründe, 
die der Soldat nicht zu vertreten hat. 

§ 5 Abs. 1, 4 und 5 legt den Anspruch auf Fach- 
ausbildung und den Umfang des Anspruchs fest. Er 
entspricht § 4 Abs. 2 Nr. 2, Abs. 3 und § 5 Abs. 2 
in der bisherigen Fassung, wobei jedoch die Bestim- 
mung über den Beginn der Fachausbildung bereits 
in § 3 Abs. 1 Nr. 2 übernommen worden ist. § 5 
Abs. 4 Satz 1 entspricht dem bisherigen § 4 Abs. 3 
Satz 1. Neu ist die Bestimmung über den Aus- 
bildungszuschuß in Satz 2. In der Praxis hat sich 
erwiesen, daß etwa ein Drittel aller anspruchs- 
beiechtigten Soldaten die Fachausbildung wegen 
der verminderten Einkünfte {Übergangsgebührnisse 
in Höhe von 75 vom Hundert nach § 11 Abs. 3 in 
der bisherigen Fassung statt der Dienstbezüge) ent- 
weder nicht in Anspruch genommen oder nicht zu 
Ende geführt haben. Aus dem gleichen Grunde hat 
ein weiteres Drittel nur eine Fachausbildung in ge- 
ringwertigerer oder verkürzter Form in Anspruch 
nehmen können. Es ist daher geboten, einem be- 
stimmten Kreis der an der Fachausbildung Teilneh- 
menden eine zusätzliche finanzielle Leistung zu ge- 
währen, damit von dem gesetzlich eingoräumten 
Anspruch auf eine Fachausbildung Gebrauch ge- 
macht werden kann. Diese Leistung wird nur den- 
jenigen zugebilligt, deren Arbeitskraft durch die 
Teilnahme an der Fachausbildung überwiegend in 
Anspruch genommen wird. Die Höhe des Ausbil- 
dungszuschusses wird durch den Differenzbetrag 
zwischen neunzig vom Hundert der Dienstbezüge 
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des letzten Monats und den Ubergangsgebührnissen 
bestimmt, wobei der Ausbildungszuschuß selbst um 
ein Einkommen aus der Fachausbildung (z. B. Un- 
terhaltszuschuß bei Fachausbildung in Form eines 
Vorbereitungsdienstes im öffentlichen Dienst, Zu- 
schüsse bei Fachausbildung in Form einer betriebs- 
gebundenen Ausbildung) gemindert wird. Nach § 5 
Abs. 5 ist der für eine Fachausbildung zur Verfü- 
gung stehende Zeitraum für Soldaten auf Zeit mit 
einer Wehrdienstzeit von mindestens sechs und 
weniger als acht Jahren auf ein Jahr — bisher 
sechs Monate — ■ erhöht worden. Die Notwendigkeit 
dieser Verbesserung wird damit begründet, daß ein 
Anreiz zum Eingehen einer Verpflichtungszeit von 
sechs Jahren geschaffen werden soll, da diese Ver- 
pflichtungszeit insbesondere für die Luftwaffe und 
Marine von wesentlichem Interesse ist. Die Erhö- 
hung des gleichen Zeitraums bei einer Verpflich- 
tungszeit von zwölf und mehr Jahren von zwei 
Jahren und sechs Monaten auf drei Jahre gewähr- 
leistet, daß eine höhere Fachschule, die eine Aus- 
bildungszeit von sechs (und nicht nur fünf) Seme- 
stern vorsieht, besucht werden kann, und daß der 
Vorbereitungsdienst für eine gehobene Laufbahn 
des Beamtendienstes, der ebenfalls drei Jahre er- 
fordert, beendet werden kann. Eine materielle Ver- 
besserung der Leistungen bedeutet diese Erhöhung 
nicht; die Leistungen werden im gleichen Umfang 
schon jetzt im Wege der Verlängerung nach § 5 
Abs. 3 in der geltenden Fassung gewährt. 

§ 5 Abs. 2 entspricht dem bisherigen § 4 Abs. 4. 
§ 5 Abs, 3 sieht es für zweckmäßig an, unter Um- 
ständen auch bei einer Entlassung auf eigenen An- 
trag Fachausbildung — gegebenenfalls auch nur 
teilweise — bewilligen zu können. 

§ 5 Abs. 7, der die Bestimmungen über die Möglich- 
keiten der Verlängerung einer Fachausbildung ent- 
hält, stimmt mit § 4 Abs. 3, § 5 Abs. 8 — - zusam- 
men mit § 4 Abs. 4 — mit dem bisherigen § 4 Abs. 3 
Satz 2 überein. 

Die bisher in § 5 Abs. 4 vorgesehene Verpflichtung 
dos Soldaten im Falle der Entlassung wegen Dienst- 
unfähigkeit infolge Wehrdienstbeschädigung zwi- 
schen der Fachausbildung und der Arbeits- und Be- 
rufsförderung nach § 26 des Bundesversorgungs- 
gesetzes zu wählen, ist nicht wiederaufgenommen. 
Wird die berufliche Wiedereingliederung des ehe- 
maligen Soldaten mit Hilfe der Fachausbildung er- 
reicht, so ist für zusätzliche berufsfördernde Maß- 
nahmen ohnehin kein Raum mehr. Führt sie nicht 
zu dem gewünschten Ziel, dann ist ihre Fortführung 
über § 26 BVG nicht nur erwünscht, sondern sogar 
geboten. Dabei ist nicht zu übersehen, daß zu der 
in § 5 anerkannten Notwendigkeit einer Fachaus- 
bildung infolge der Wehrdienstbeschädigung als zu- 
sätzliche Begründung für die Notwendigkeit einer 
beruflichen Rehabilitation der Körperschaden hinzu- 
getreten ist. 

Zu Nummer 3 

Die Streichung steht im Zusammenhang mit der 
Änderung von § 13 (vgl. Nummer 10). 


I Zu Nummer 4 

Die in § 7 Abs. 1 Sätze 2, 3 und 4 vorgesehenen 
Änderungen sind redaktioneller Art und zum Teil 
I bedingt durch die Änderung des § 3 Abs. 1. 

I 

I Zu Nummern 5 und 6 

; Die hier vorgesehenen Änderungen sind redak- 
I tioneller Art und bedingt durch die Änderung des 
I § 3 Abs. 1. 

I 

j Zu Nummer 7 

Die Änderung ist dadurch bedingt, daß mit dem 
Dritten Gesetz zur Änderung des Soldatengesetzes 
vom 28. März 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 206) die 
Altersgrenze für Soldaten auf Zeit bis zum 40. Le- 
bensjahr hinausgeschoben worden ist. 

Zu Nummer 8 

§ 11 Abs. 1 entspricht dem geltenden § 11 Abs. 1 
mit dem Unterschied, daß Ubergangsgebührnisse 
erst nach Ablauf einer Verpflichtungszeit von vier 
Jahren gewährt werden. Soldaten auf Zeit mit einer 
Verpflichtungszeit von zwei und drei Jahren er- 
halten nur eine Ubergangsbeihilfe, allerdings in hö- 
herem Umfang als bisher. 

In § 11 Abs. 2 wird der Satz der Ubergangsgebühr- 
nisse einheitlich auf 75 vom Hundert der Dienstbe- 
züge des letzten Monats festgesetzt. Die Bewilli- 
gungszeiträume entsprechen den Zeiträumen, die 
für eine Fachausbildung vorgesehen sind. Das Feh- 
len des Hinweises auf § 47 Abs. 1 dient der Ver- 
waltungsvereinfachung. 

Die Vorschrift des § 11 Abs. 3 in der geltenden 
Fassung wird gestrichen, da sie wegen des einheit- 
lichen Satzes der Ubergangsgebührnisse gegen- 
standslos ist. 

§ 11 Abs. 3 entspricht dem geltenden § 11 Abs. 4 
Nr. 2. Einer Regelung, die dem geltenden § 11 
Abs. 4 Nr. 1 entspräche, bedarf es wegen der Ver- 
einheitlichung des Satzes der Ubergangsgebühr- 
nisse nicht. 

Zu Nummer 9 

§ 12 Abs, 1 entspricht dem geltenden § 12 Abs. 1 
mit dem Unterschied, daß die für die Gewährung 
der Ubergangsbeihilfe vorausgesetzte Mindest- 
wehrdienstzeit der Grundwehrdienstpflicht von 
einem Jahr und sechs Monaten angepaßt ist. Diese 
Regelung ist notwendig, da Soldaten auf Zeit mit 
einer Wehrdienstzeit von weniger als vier Jahren 
nunmehr nur eine Ubergangsbeihilfe und keine 
Ubergangsgebührnisse mehr erhalten sollen. Aus 
dem gleichen Grunde kann die Leistung bei Ent- 
lassung wegen Dienstunfähigkeit nicht mehr vom 
Vorliegen einer Wehrdienstbeschädigung abhängig 
gemacht werden. 

§ J.2 Abs. 2 und 5 enthalten neue Skalen für die 
Ubergangsbeihilfen. Die Änderungen sind notwen- 
dig wegen der Verlagerung des Schwergewichts 
der Dienstzeitversorgung von den Ubergangsge- 
bührnissen auf die Ubergangsbeihilfe und wegen 
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der Progression der gesamten Versorgungsbezüge 
(vgl. die Anlagen 1 und 2). 

Die Verstärkung der Übergangsbeihilfe für Offi- 
ziere auf Zeit gegenüber Mannschaften und Unter- 
offizieren auf Zeit soll nunmehr erst bei einer 
Wehrdienstzeit von mindestens vier Jahren ein- 
setzen, da die Verstärkung den Ausgleich für den 
fehlenden Anspruch der Offiziere auf Berufsförde- 
rungsmaßnahmen darstellt, dieser den Unteroffi- 
zieren und Mannschaften aber erst von diesem Zeit- 
punkt an zusteht. 

Die Änderungen in § 12 Abs. 6 und 7 sind redak- 
tioneller Art. Die Änderung von § 12 Abs. 7 bringt 
darüber hinaus eine Anpassung der geforderten 
Wehrdienstzeiten an den gesetzlichen Grundwehr- 
dienst. 

Darüber hinaus ist auf Grund der allgemeinen Er- 
höhung der Übergangsbeihilfen in dieser Vorschrift 
die Bestimmung beseitigt worden, wonach an Hin- 
terbliebene eines nicht an den Folgen einer Wehr- 
dienstbeschädigung verstorbenen Soldaten auf Zeit 
neben der vom Verstorbenen erdienten Übergangs- 
beihilfe stets eine weitere Ubergangsbeihilfe in 
Höhe des Einfachen der Dienstbezüge des letzten 
Monats zu zahlen war. 


Zu Nummer 10 \ 

i 

§ 13 in der geltenden Fassung ist gegenstandlos, da j 
nach der Erhöhung des Grundwehrdienstes nach | 
dem Wehrpflichtgesetz auf 18 Monate Verpflichtun- 
gen auf Leistung eines verlängerten Grundwehr- 
dienstes entfallen und die letzten Soldaten auf Zeit 
mit diesen Verpflichtungszeiten im Frühjahr 1963 
ausgeschieden sind. Nach der Neufassung werden 
Soldaten auf Zeit, die wegen Dienstunfähigkeit ent- 
lassen werden und wegen der Kürze ihrer Wehr- 
dienstzeit noch keinen Anspruch auf Dienstzeitver- 
sorgung erworben haben, hinsichtlich eines Entlas- 
sungsgeldes den wehrpflichtigen Soldaten gleich- 
stellt. 


Zu Nummern 11 und 12 

Die Änderungen sind redaktioneller Art und durch 
die Änderungen der §§ 13 und 3 Abs. 1 bedingt. 


Zu Nummer 13 

Nach der geltenden Fassung des § 20 Abs. 1 Nr. 3 
ist die Zeit, für die eine Übergangsbeihilfe nach 
§ 12 gewährt worden ist, nicht ruhegehaltfähig. 
Dies bedeutet für Berufssoldaten, die vor Berufung 
in ihr Dienstverhältnis aus dem Dienstverhältnis 
eines Soldaten auf Zeit mit Dienstzeitversorgung 
ausgeschieden sind, eine Härte. Ihre Beseitigung 
ist dadurch gerechtfertigt, daß die Dienstzeitver- 
sorgung eines Soldaten auf Zeit nicht den Charak- 
ter einer Abfindung hat, sondern eine Versorgungs- 
leistung mit der Zweckbestimmung ist, den Über- 
gang in das Zivilleben zu ermöglichen oder zu er- j 
leichtern. 


Zu Nummer 14 

§ 25 Abs. 2 soll der ihm entsprechenden Vorschrift 
des § 117 Abs. 2 des Bundesbeamtengesetzes ange- 
paßt weden. 

Zu Nummer 15 

Nach der geltenden Fassung des § 26 Abs. 2 findet 
auf Berufssoldaten, die nach überschreiten der für 
ihren Dienstgrad vorgeschriebenen besonderen Al- 
tersgrenzen nicht vor, sondern erst mit Vollendung 
des sechsundfünfzigsten Lebensjahres oder später 
in den Ruhestand versetzt werden, § 26 Abs. 1 An- 
wendung. Diese Regelung führt zu dem nicht zu 
vertretenden Ergebnis, daß solche Berufssoldaten 
u. U. ein geringeres Ruhegehalt erhalten, als sie 
hätten erhalten können, wenn sie vor dem vollen- 
deten sechsundfünfzigsten Lebensjahr in den Ruhe- 
stand versetzt worden wären. Mit der Änderung 
dieser Vorschrift ist sichergestellt, daß eine ver- 
sorgungsrechtliche Schlechterstellung dieses Per- 
sonenkreises nicht eintreten kann. 

Zu Nummer 16 

Die Erhöhung der Altersgrenze für den Fall des 
§ 28 Abs. 1 Nr. 1 trägt dem Umstand Rechnung, daß 
bei Soldaten im Ruhestand auch noch bis zur Voll- 
endung des fünfundfünfzigsten Lebensjahres die 
Schaffung oder Verbesserung einer Existenzgrund- 
lage erwartet werden kann. 

Zu Nummer 11 

Die Änderung enthält eine Anpassung an den auf 
§ 103 des Beamtenrechtsrahmengesetzes zurückzu- 
führenden, dem § 38 SVG entsprechenden § 5 Abs. 2 
des Bundespolizeibeamtengesetzes. 

Zu Nummern 18 und 19 

Die Änderungen sind redaktioneller Art und eine 
Folge der Änderung der §§ 3 bis 5, 9 und 11. 

Zu Nummer 20 

§ 44 gilt nur für Berufssoldaten, Soldaten auf Zeit, 
Soldaten im Ruhestand und andere Versorgungs- 
empfänger. Die Änderung in § 44 Abs. 1 dient 
daher der Klarstellung. Mit der Änderung von § 44 
Abs. 2 Satz 1 wird sichergestellt, daß auch Hinter- 
bliebene eines verschollenen Soldaten auf Zeit die 
Versorgungsbezüge erhalten oder erhalten können, 
die sie im Falle des Todes des Soldaten erhalten 
hätten oder hätten erhalten können. Die weitere 
Änderung ist redaktioneller Art und eine Folge der 
Änderung von § 11. Die Änderung von § 44 Abs. 3 
Satz 2 soll gewährleisten, daß auch sonstige, außer 
den nach Absatz 2 gewährten Bezügen, insbeson- 
dere Bezüge nach § 80 in Verbindung mit § 52 des 
Bundesversorgungsgesetzes, auch Nachzahlungen 
nach § 44 Abs. 3 Satz 1 angerechnet werden. 

Zu Nummern 21 und 22 

Die Änderungen sind redaktioneller Art und zum 
Teil bedingt durch die Streichung nach Nummer 8 
Buchstabe b. 
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Zu Nummer 23 ' 

Die Änderung des § 54 soll ermöglichen, daß die 
Entscheidungen nach dieser Vorschrift auch von 
nachgeordneten Dienststellen des Bundesministers i 
der Verteidigung getroffen werden können. Die j 
Entlastung des Ministeriums ist insbesondere erfor- | 
derlich, weil eine erhebliche Anzahl von ehemali- | 
gen Soldaten auf Zeit den Wohnsitz in das Ausland 
verlegt. 

Zu Nummer 24 

Die Ergänzung von § 57 Satz 1 stellt sicher, daß mit 
dem Verlust der Dienstzeitversorgung nach dieser 
Vorschrift auch etwaige Ansprüche auf Berufsför- 
derung nach den §§ 39 und 40 verlorengehen. 

Zu Nummer 25 

Die Änderung ist redaktioneller Art und eine Folge 
der Streichung nach Nummer 8 Buchstabe b. 

Zu Nummer 26 

Bei der Änderung von § 73 Abs. 4 handelt es sich 
lediglich um eine Angleichung an die Bestimmungen, 
die im G 131 für zwölfjährig gediente Unteroffiziere 
getroffen worden sind (vgl. § 54 Abs. 3 in Verbin- 
dung mit § 35 Abs. 4 G 131). 

Die Änderung von § 73 Abs. 8 Satz 1 ist darauf zu- 
rückzuführen, daß sich die Möglichkeit der Kapitali- 
sierung des Unterhaltsbeitrages nicht bewährt hat. 
Da jedes Einkommen auf den Unterhaltsbeitrag an- 
zurechnen ist (§ 73 Abs. 4), sinkt er auf diese Weise 
u. U. bis zum Wegfall. Damit wird die Verpflichtung 
zur Rückzahlung des Unterhaltsbeitrages ausgelöst 
(§ 34), so daß die Gewährung einer Kapitalabfin- 
dung im Ergebnis nur zu einer nutzlosen Verwal- 
tungsarbeit führt. 

Die Änderung von § 73 Abs. 9 Satz 1 will die Teil- 
nahme der nach § 73 Versorgungsberechtigten am 
allgemeinberuflichen Unterricht sicherstellen, da es 
sich infolge des Wahlrechts nach § 73 Abs. 10 erst 
bei Beendigung des Dienstverhältnisses herausstellt, 
ob es sich überhaupt um einen Versorgungsempfän- 
ger nach § 73 handelt. 

Zu Nummer 27 

Die Änderungen sind redaktioneller Art und Folgen 
der Änderungen zu Nummern 2 und 8 Buchstabe b. 

Zu Nummer 28 

Die Änderung zu Buchstabe a ist redaktioneller Art 
und Folge der Änderung nach Nummer 9. 

Die Änderung nach Buchstabe b stellt klar, daß § 77 a 
Abs. 6 auch für Soldaten auf Zeit gilt, die im Sinne 
des § 64 Abs. 2 Satz 1 berufsmäßig Wehrdienst im 
Herkunftsland oder Dienst im Sinne des § 68 a be- 
rufsmäßig geleistet haben. 

Zu Nummer 29 

Die Neufassung von § 77 b Abs. 3 entspricht § 77 a 
Abs. 6 und bezieht diejenigen Soldaten in den Kreis 


der Anspruchsberechtigten nach § 77 b ein, die im 
Sinne des § 64 Abs. 2 Satz 1 berufsmäßig Wehr- 
dienst im Herkunftsland oder Dienst im Sinne des 
§ 68 a berufsmäßig geleistet haben. 

Zu Nummer 30 

Mit der für eine bestimmte Zeit vorgesehenen Ab- 
änderung des § 53 Abs. 6 wird für ehemalige Solda- 
ten auf Zeit, die ein Einkommen aus einer Ver- 
wendung im öffentlichen Dienst beziehen, die Min- 
destkürzungsgrenze so heraufgesetzt, daß die weit- 
aus größere Zahl der ehemaligen Soldaten auf Zeit 
von der Ruhensregelung nicht mehr betroffen wird. 
Die Änderung ist zur Behebung von personalwirt- 
schaftlichen Schwierigkeiten in der Bundeswehr und 
im übrigen öffentlichen Dienst erforderlich. Bei der 
Bundeswehr hat sich erwiesen, daß viele ehemalige 
Soldaten auf Zeit — obwohl im Grunde dazu bereit 
■ — eine Weiterarbeit im zivilen Status in der Bun- 
deswehr ablehnen, weil ihnen große Teile ihrer 
Dienstzeitversorgung infolge der Ruhensregelung 
verlorengehen. Infolgedessen muß die Bundeswehr 
auf viele ehemalige Soldaten auf Zeit mit Spezial- 
kenntnissen verzichten, die zur Wartung und In- 
standsetzung von Waffen und Gerät sowie als 
Kraftfahrer in Arsenalen und Depots dringend be- 
nötigt werden. Sie sind zudem für die Bildung eines 
erfahrenen Mob-Personals kaum zu entbehren. Die 
zeitliche Begrenzung der Vorschrift geht davon aus, 
daß die Personalschwierigkeiten voraussichtlich bis 
zum 31. Dezember 1969 bestehen werden. 

Zu Nummer 31 

Mit der Änderung von § 80 Abs. 2 werden für den 
Anspruch auf Versorgung der dort genannten Zivil- 
personen die gleichen Voraussetzungen aufgestellt 
wie für Soldaten in § 81 Abs. 1. 

Zu Nummer 32 

Die Änderung von § 82 Abs. 1 Satz 1 ermöglicht die 
Leistungen aus § 82 auch dann zu gewähren, wenn 
im unmittelbaren Anschluß an den Grundwehrdienst 
eine Wehrübung abgeleistet worden ist. 

Mit der Ergänzung von § 82 Abs. 1 Satz 3 wird 
sichergestellt, daß der Anspruch auf Heilbehandlung 
nach dem im Bundesversorgungsgesetz vorgesehe- 
nen Umfang auch gegeben ist, soweit Leistungen 
von Versicherungsträgern diesen Umfang nicht er- 
reichen oder wenn sie später ganz entfallen. 

Zu Nummer 33 

Die Änderung von § 83 Abs. 2 Satz 1 trägt der 
Änderung des § 1 Abs. 2 des Wehrsoldgesetzes in 
der Fassung vom 22. August 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1611) Rechnung, wonach der Anspruch auf Wehr- 
sold nunmehr ohne Ausnahme nur noch bis zur 
Beendigung des Wehrdienstes besteht. In Verbin- 
dung mit § 85 Abs. 4 Satz 3 (vgl. Nummer 35 Buch- 
stabe d) wird sichergestellt, daß die Versorgung 
nach dem Bundesversorgungsgesetz im unmittelba- 
ren Anschluß an die Einstellung der Zahlung des 
Ausgleichs nach § 85 einsetzt. Der neueingefügte 
Satz 2 regelt im Falle der Verschollenheit von Sol- 
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daten den Beginn der Versorgung nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz. Die Regelung enthält eine Modi- 
fizierung von § 52 BVG und entspricht der für die 
Dienstzeitversorgung in § 44 getroffenen Bestim- 
mung. I 

i 

j 

Zu Nummer 34 \ 

i 

§ 84 Abs. 5 wird als gegenstandslos gestrichen, weil 
die gleiche Bestimmung inzwischen in § 2 Abs. 1 
Nr. 21 der Verordnung zu § 33 BVG getroffen wor- 
den ist. 


Zu Nummer 35 ' 

I 

Mit dem neuen Absatz 2 wird entsprechend § 84 | 
Abs. 3 eine bisher fehlende Vorschrift über die Be- 1 
messung der Minderung der Erwerbsfähigkeit und i 
die Höhe des Ausgleichs in den Fällen geschaffen, j 
in denen bereits eine anerkannte Schädigung nach j 
dem Bundesversorgungsgesetz vorliegt. 


Satz 3 des nunmehrigen Absatzes 4 stellt entspre- j 
chend der Regelung in § 1 Abs. 2 des Wehrsoldge- j 
setzes sicher, daß der Ausgleich nur bis zur Beendi- j 
gung des Wehrdienstverhältnisses gewährt wird. ; 
Der unmittelbare Anschluß der Beschädigtenversor- ! 
gung ist nach § 83 Abs. 2 Satz 1 (vgl. Nummer 32) | 
gewährleistet. Mit dem folgenden Satz 4 wird das j 
Erlöschen des Anspruchs auf den Ausgleich im Falle j 
der Verschollenheit entsprechend der Regelung bei 1 
der Einstellung der Zahlung von Dienstbezügen (§ 44 ! 
Abs. 1) geregelt. Diese Vorschrift steht im Zusam- | 
menhang mit § 83 Abs. 2 Satz 2. I 


Die Ergänzung des nunmehrigen Absatzes 5 ent- 
spricht den Vorschriften in § 67 Abs. 2 Nr. 3 BVG 
und § 47 Abs. 5 des Gesetzes über das Verwaltungs- 
verfahren der Kriegsopferversorgung. 


i 

Zu Nummer 36 I 


Die Änderung ist redaktioneller Art und in der 
Flauptsache eine Folge der Änderung der §§ 4 und 5. 


Ansprüche aus dem Soldatenversorgungsgesetz be- 
schränkt sind. Dies gilt nicht, wenn die Erweiterung 
des § 91 a Abs. 1 Satz 2 Platz greift, der sich im übri- 
gen bei der Geltendmachung von Ansprüchen gegen 
sonstige öffentlich-rechtliche Dienstherren nach all- 
gemeinen gesetzlichen Vorschriften als eine Be- 
schränkung darstellt. § 91 a Abs. 1 Satz 2 selbst, 
der eine Änderung des geltenden § 91 a Abs. 2 
bringt, will außerdem erreichen, daß alle Soldaten 
und ihre Hinterbliebenen — und nicht nur die Be- 
rufssoldaten in allen Fällen einer Wehrdienstbe- 
schädigung — und nicht nur bei einem Dienstunfall 
— unter Umständen gegen den Bund diese weiter- 
gehenden Ansprüche geltend machen können bzw. 
auch sonst gleich behandelt werden. Die bisherige 
Vorschrift des § 91 a Abs. 2 muß als zu eng und in 
den Auswirkungen als ungerechtfertigt angesehen 
werden. Der Erweiterung des Personenkreises steht 
die Regelung nach § 81 BVG nicht entgegen, da das 
Bundesversorgungsgesetz insoweit als eine Ordnung 
des Kriegsopferrechts mit dem Soldatenversorgungs- 
gesetz nicht vergleichbar ist. Der Ausdehnung der 
Vorschrift auf die Wehrdienstbeschädigung schlecht- 
hin kann nicht § 151 BBG entgegengehalten werden, 
da nach dieser Vorschrift einem Beamten im Falle 
einer Dienstbeschädigung stets der unbegrenzte Er- 
satzanspruch gegeben ist. 


Zu Nummer 40 

Die Vorschrift entspricht § 179 Abs. 9 DBG und § 181 
Abs. 6 BBG. Sie soll die Möglichkeit geben, zum 
Ausgleich von Härten bei der Bemessung der Ver- 
sorgungsbezüge Zeiten, die nach früherem Recht 
ruhegehaltfähig waren oder als ruhegehaltfähig 
berücksichtigt werden konnten, für die diese Mög- 
lichkeit nach den sonstigen Vorschriften des SVG 
aber nicht mehr besteht, als ruhegehaltfähig zu be- 
rücksichtigen. 


Zu Nummer 41 


Zu Nummer 37 

Abgesehen von redaktionellen Änderungen dient 
die Änderung von § 88 Abs. 3 und 8 der Geheimhal- 
tung von Staatsgeheimnissen. Um die Kenntnisse 
über Personen und Angelegenheiten des Bundes- 
nachrichtendienstes auf einen möglichst kleinen, 
überwachbaren Kreis zu beschränken, soll für die 
Beschädigtenversorgung von Angehörigen des Bun- 
desnachrichtendienstes die Zuständigkeit eines Ver- 
sorgungsamtes und des Bundessozialgerichts in er- 
ster und letzter Instanz begründet werden. 

Zu Nummer 38 

§ 89 a dient der Klarstellung, daß unter Dienstbezüge 
im Sinne der zitierten Vorschriften nicht Auslands- 
dienstbezüge verstanden werden. 

Zu Nummer 39 

Mit der Änderung von § 91 a wird klar herausge- 
stellt, daß Soldaten aus Anlaß einer Wehrdienstbe- 
schädigung gegenüber dem Bund grundsätzlich auf 


Neben redaktionellen Änderungen schließt die Än- 
derung von § 95 Abs. 2 die in der geltenden Fassung 
bestehende Lücke hinsichtlich der Durchführung der 
Kriegsopferfürsorge für Versorgungsberechtigte, die 
ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt im Land 
Berlin haben. 


II 

Artikel 11 Abs. 1 bestimmt für die bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes vorhandenen, als Soldat auf Zeit 
aus dem Wehrdienst ausgeschiedenen Versorgungs- 
empfänger, daß sich ihre weitere Versorgung nach 
dem bisher geltenden Recht richtet. Darüber hinaus 
ist in Absatz 2 für Soldaten auf Zeit eine Ausgleichs- 
zahlung vorgesehen, wenn sich durch die Gesetzes- 
änderung Versorgungsleistungen wesentlich ver- 
schlechtern. Die Höhe der jeweiligen Ausgleichs- 
zahlungen ergibt sich aus den Differenzbeträgen der 
Leistungen nach altem und neuem Recht unter Be- 
rücksichtigung der Vorteile nach neuem Recht. 
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III 

Die Änderung soll die starre Auszahlungssperre des 
§ 60 Abs. 1 Satz 2 WDO durch eine Ausnahmerege- 
lung ergänzen. Die Erfahrungen seit Inkrafttreten 
der WDO am 1. April 1957 haben gezeigt, daß der 
Zweck der Vorschrift, Ansprüche des Dienstherrn zu 
sichern, nicht selten in keinem angemessenen Ver- 
hältnis zu den nachteiligen Auswirkungen steht, 
wenn das Urteil den Ausgleich oder die Übergangs- 
beihilfe überhaupt nicht oder nur geringfügig kürzt. 
Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn das diszi- 
plinargerichtliche Verfahren gemäß § 62 WDO we- 
gen eines auf Grund desselben Sachverhalts schwe- 
benden Strafverfahrens ausgesetzt werden muß. Der 
Ubergangsbeihilfe kann durch eine längere Ver- 
zögerung in der Auszahlung ihre eigentliche Zweck- 
bestimmung genommen werden, dem ehemaligen 
Soldaten auf Zeit den Weg in das Zivilleben zu 
ebnen. 

Die Zuständigkeit des Wehrdisziplinaranwalts und 
der Wehrdienstgerichte beschränkt sich darauf, die 


vorzeitige Auszahlung für zulässig zu erklären; sie 
können am besten beurteilen, ob und gegebenenfalls 
in welchem Umfange voraussichtlich auf Kürzung 
des Ausgleichs oder der Ubergangsbeihilfe erkannt 
werden wird. Die Zuständigkeit der Wehrbereichs- 
gebührnisämter für die Auszahlungsanordnung 
bleibt unberührt. 


IV 

I 

: Artikel IV ermöglicht die Bekanntmachung einer 
: Neufassung des Soldatenversorgungsgesetzes unter 
I Berücksichtigung der Änderungen durch dieses Ge- 
' setz. 


V 

Artikel V bestimmt den Tag des Inkrafttretens die- 
ses Gesetzes. 


* 


Kostendarstellung 

Bei der Durchführung des Gesetzes werden sich voraussichtlich pro 
Haushaltsjahr die nachstehend im Jahresdurchschnitt berechneten 
Mehrausgaben bzw. Einsparungen ergeben. 

Die sich aus der Gegenüberstellung ergebenden Mehrausgaben von 
rd. 1 300 000 DM jährlich werden in diesem Umfang nur dann anfallen, 
wenn die bei den Verpflichtungszeiten der Soldaten auf Zeit unter- 
stellte mögliche Entwicklung (Nummer 5 der Darstellung) eintritt. 
Nach dem augenblicklichen Stand würde das Gesetz zu Einsparungen 
führen. 

Entscheidend für den Umfang der Mehraufwendungen ist im übrigen 
die Einfügung des § 79 a, durch den die Ruhensvorschriften für Sol- 
daten auf Zeit modifiziert werden (Nummer 10 der Darstellung). Diese 
Vorschrift ist jedoch zeitlich begrenzt und beeinflußt den Haushalt 
daher nur für eine Übergangszeit. 


1. Zu Artikel I Nummern 1 und 3 bis 7 

keine finanziellen Auswirkungen. 


2. Zu Artikel I Nummer 2 — Neufassung des § 4 

Durch den Wegfall des Anspruchs auf Teilnahme am allgemeinberuf- 
lichen Unterricht für Soldaten auf Zeit mit einer Verpflichtungszeit 
von 4 Jahren wird sich voraussichtlich eine jährliche Einsparung von 
601 920 DM an Honorar für Lehrkräfte ergeben. 

Berechnung: 

Bei etwa 11 000 jährlich ausscheidenden Soldaten auf Zeit mit einer 
Verpflichtungsdauer von 4 Jahren und einer Klassenstärke von 25 Sol- 
daten wäre hierfür die Einrichtung von 440 Klassen erforderlich. Die 
Zahl der Unterrichtsstunden in diesem Lehrgangsabschnitt beträgt 
152, das Honorar für eine Unterrichtsstunde 9 DM. Danach berechnet 
sich die Einsparung wie folgt: 

440 (Klassen) X 152 (Stunden) X 9 (Honorar) d. s. 601 920 DM. 
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3. Zu Artikel I Nummer 2 — Ergänzung durch § 5 Abs. 4 Satz 2 

Durch die Erweiterung der Kosten für die Fachausbildung in Form 
der Gewährung eines Ausbildungszuschusses werden voraussichtlich 
im Jahr Mehraufwendungen in Höhe von 5 865 000 DM erforderlich. 


Berechnung: 

Unter Berücksichtigung der durchschnittlichen Dauer der Inanspruch- 
nahme der Fachausbildung und unter Anrechnung von Einkommen 
aus dem Ausbildungsverhältnis werden die Kosten für je 100 ehe- 
malige Soldaten rd. 23 000 DM betragen. 

Bei einer jährlichen Ausscheidensquote von etwa 30 000 Soldaten auf 
Zeit, von denen erfahrungsgemäß 15 v. H. die Fachausbildung nicht in 
Anspruch nehmen, ergibt sich folgende Berechnung: 


30 000 abzüglich 15 v. H. = 25 500 


25 500 X 23 000 
100 


d. s. 5 865 000 DM. 


4. Zu Artikel I Nummer 2 — Erweiterung durch § 5 Abs. 5 Nr. 2 

Die Verlängerung der Dauer des Anspruchs auf Fachausbildung für 
ehern. Soldaten auf Zeit mit einer Wehrdienstzeit von 6 und weniger 
als 8 Jahren wird voraussichtlich im Jahr Mehrkosten in Höhe von 
234 500 DM erforderlich machen. 


Berechnung: 

Die durch die Verlängerung des Anspruchs von 6 auf 12 Monate an- 
fallenden Kosten werden etwa 35 DM im Einzelfall betragen. Dieser 
Betrag ist verhältnismäßig gering, entspricht jedoch den Erfahrungen, 
wonach die Kosten einer Fachausbildung von kürzerer Dauer unver- 
hältnismäßig höher sind als die Aufwendungen bei längerer Dauer. 
Die Zahl der im Jahresdurchschnitt ausscheidenden Soldaten auf Zeit 
mit einer Wehrdienstzeit von 6 und 7 Jahren, denen dieser erhöhte 
Anspruch zustehen würde, beträgt etwa 6700. 

Die Mehraufwendungen berechnen sich daher wie folgt: 

6700 X 35, d. s. 234 500 DM. 


5. Zu Artikel I Nummer 8 und 9 — Änderung der §§11 und 12 

. 

Durch die Neuordnung dieser Versorgungsleistungen — Übergangs- 
gebührnisse und Übergangsbeihilfen — • werden sich erhebliche Ein- 
sparungen ergeben, die als Ausgleich für die Mehraufwendungen bei 
den Kosten der Fachausbildung dienen sollen. Im Jahresdurchschnitt 
werden voraussichtlich Einsparungen in Höhe von 6 930 000 DM er- 
zielt. 

Berechnung: 

Unter Berücksichtigung von Soldaten der jeweils typischen Erschei- 
nungsform (Dienstgrad, Lebensalter, Familienstand) ergibt die Gegen- 
überstellung der Leistungen nach dem jetzigen Stand der Gesetz- 
gebung und nach dem Entwurf des Änderungsgesetzes nach einer 
Durchschnittsberechnung für je 100 Soldaten 


a) bei Mannschaften und Unteroffizieren 

Minderaufwand (Z 2, 5, 6, 7, 9, 10, 11) . .68 686 DM 

Mehraufwand (Z 3, 4, 8 und 12) 50 414 DM 

mithin Minderaufwand je 100 Soldaten . .18 272 DM 
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Bei einer Ausscheidensquote von etwa 30 000 
Unteroffizieren und Mannschaften auf Zeit im 
Jahr ergibt sich folgende Berechnung: 


30 000 X 18 300 
100 


d. s. 5 490 000 DM 


b) bei Offizieren 

Minderaufwand (Z 2, 5, 6, 7, 9, 10, 11) . .151 157 DM 


Mehraufwand (Z 3, 4, 8 und 12) 73 710 DM 

mithin Minderaufwand für 

je 100 Offiziere auf Zeit 77 447 DM 


Bei einer Ausscheidensquote von etwa 3000 
Offizieren auf Zeit im Jahr ergibt sich folgende 
Berechnung: 


3000 X 77 500 
100 ^ 


d. s. 


zusammen . . . . 


2 325 000 DM 
7 815 000 DM 


Bei der Berechnung ist die mögliche Entwicklung nach Inkrafttreten 
des Änderungsgesetzes berücksichtigt. Es ist damit zu rechnen, daß 
sich wegen der verhältnismäßig geringen Leistungen in der Gruppe 
der Z 2-Soldaten ein Teil davon auf 3 oder 4 Jahre weiterverpflichtet, 
da die Leistungen in diesen Gruppen den militärischen Erfordernissen 
entsprechend besonders attraktiv gestaltet sind. 

Von dem Prozentsatz, den die Gruppe der Z 2-Soldaten z. Z. von der 
Gesamtzahl der Soldaten auf Zeit ausmacht, ist daher ein Drittel zu 
gleichen Teilen den Gruppen Z 3 und Z 4 zugerechnet worden. Hier- 
durch haben sich die Einsparungen vermindert und die Mehraufwen- 
dungen erhöht. 


6. Zu Artikel I Nummer 10 — Neufassung des § 13 

Durch Begründung eines Anspruchs auf Entlassungsgeld im Falle der 
Beendigung des Dienstverhältnisses wegen Dienstunfähigkeit bei 
einer Dienstzeit bis zu einem Jahr und sechs Monaten werden in 
einigen wenigen Fällen Mehraufwendungen gegenüber der jetzigen 
Regelung entstehen. Die Anzahl der hierunter fallenden Soldaten 
auf Zeit ist jedoch so niedrig, daß dieser Aufwand als geringfügig 
bezeichnet werden kann. 


7. Zu Artikel I Nummern 11 bis 25 

keine bzw. ganz geringfügige finanzielle Auswirkungen. 


8. Zu Artikel I Nummer 26 Buchstabe a — Änderung des § 73 Abs. 4 

Die Verbesserung der Anrechnungsvorschriften bedeutet eine Er- 
höhung des Auszahlungsbetrages; nach dem derzeitigen Stand der 
Regelung werden sich voraussichtlich im Jahr Mehraufwendungen 
in Höhe von 27 600 DM ergeben. 

Berechnung: 

Die Zahl der vorhandenen Empfänger von Unterhaltsbeiträgen nach 
§ 73 beträgt 23. Durch die Erhöhung des anrechnungsfreien Betrages 
wird sich der Zahlbetrag im Einzelfall um monatlich 100 DM im 
Durchschnitt erhöhen. 

Es ergibt sich folgende Berechnung: 

100 X 12 (Monate) X 23 (Berechtigte) d. s. 27 600 DM. 
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9. Zu Artikel I Nummern 27 bis 29 und 31 bis 40 

keine finanziellen Auswirkungen. 


10. Zu Artikel I Nummer 30 — Einfügung des § 79 a 

Wegen der vorgesehenen Modifizierung der Ruhensregelung (§ 53 
Abs. 6) für Soldaten auf Zeit werden durch die Verringerung bzw. den 
Wegfall des Ruhensbetrages entsprechende Einsparungen unterblei- 
ben. Hierdurch werden voraussichtlich jährlich Mehrausgaben in Höhe 
von 3 600 000 DM anfallen. 

Berechnung : 

Der Ruhensbetrag beläuft sich im Durchschnitt auf 100 DM monatlich 
je Regelungsfall, mithin auf 1200 DM im Jahr. Von den ausscheiden- 
den Soldaten auf Zeit nehmen etwa 10 v. H. eine Beschäftigung im 
öffentlichen Dienst auf, d. s. bei einer Ausscheidensquote von 30 000 
Soldaten auf Zeit (diese Zahl entspricht etwa der Anzahl der laufen- 
den Zahlfälle im Jahresdurchschnitt) im Jahr 3000 Regelungsfälle. 

Da die Vorschrift in der Regel zum Wegfall des Ruhensbetrages führen 
wird, ergibt sich folgende Berechnung: 

3000 (Fälle) X 1200 (jährlicher Ruhensbetrag) = 3 600 000 DM. 


11. Zu Artikel II — Übergangsvorschrift Absatz 2 

Die für einen Übergangszeitraum an ausscheidende Soldaten auf Zeit 
für einzelne Verpflichtungsgruppen zu leistende Ausgleichszahlungen 
sind nicht errechenbar, da der Personenkreis auch nicht annähernd 
geschätzt werden kann. Die Aufwendungen, die durch die Erhöhung 
der Übergangsbeihilfe in diesen Fällen für die Übergangszeit erforder- 
lich werden, dürften sich jedoch in einem vertretbaren Rahmen halten. 


Gegenüberstellung 

der errechenbaren Mehrausgaben und Einsparungen 


Laufende Nummer der Kosten- 
darstellung 

Mehrausgaben 

DM 

Einsparungen 

DM 

2 


601 920 

3 

5 865 000 


4 

234 500 


5 


7 815 000 

8 

27 600 


10 

3 600 000 


zusammen im Jahr 

9 727 000 

8 416 920 
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Anlage 1 


Leistungsübersicht — Unteroffiziere und Mannschaften auf Zeit 


I. 

Wehr- 

dienst- 

zeit 

ir. Geltendes Recht 

Dienstzeit 

beglei- 

tender 

Unterricht 

Fachaus- 

bildung 

Monate 

Übergangsgebührnisse 

Ubergangs- 

beihilfe 

insgesamt 

Jahre 

(das . . . fache der Dienstbezüge des letzten Monats) 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

2 

— 


50 V. H. für 9 Monate ^ 4,5 

1,0 

5,5 

3 



50 V. H. für 12 Monate “ 6,0 

1,5 

7,5 

4 


6 

50 V. H. für 12 Monate ~ 6,0 

3,0 

.0 

5 


6 

60 V. H. für 24 Monate = 14,4 

4,5 

18,9 


CT5 





6 


8 

60 V. H. für 24 Monate = 14,4 

6,0 

20,4 












7 

'C 

ö 

3 

Sx 

6 

60 V. H. für 24 Monate ~ 14,4 

7,0 

21,4 

8 

- ü ■■ - 
1 

Ö 

18 

60 V. H. für 24 Monate — 14,4 

8,5 

22,9 

9 

a 

Ix 

x; 

_a) 

18 

70 V. H. für 30 Monate — 21,0 

9,0 

30,0 

10 

fd 

< 

18 

70 V. H. für 30 Monate 21,0 

10,0 

31,0 

11 


18 

70 V. H. für 30 Monate 21,0 

11,0 

32,0 

12 


30 

75 V. H. für 36 Monate 27,0 

12,0 

39,0 
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III. Neuregelung 

IV. 

Unter- 

schied 

von 

Dienstzeit 

beglei- 

tender 

Unterricht 

Fachaus- 

bildung 

Monate 


Übergangsgebührnisse 

Übergangs- 

beihilfe 

insgesamt 


(das . . . fache der Dienstbezüge des letzten Monats] 

II zu III 

7 

3 


9 

10 

11 

12 

— 



3,0 

3,0 

- 2,5 

— 



8,0 

8,0 

+ 0,5 

— 

6 

75 

V. H. für 6 Monate — 4,5 

8,0 

12,5 

+ 3,5 


6 

75 

V. H. für 6 Monate — 4,5 

8,0 

12,5 

- 6,4 

cn 

C 

12 

75 

V. H. für 12 Monate = 9,0 

10,0 

19,0 

- 1,4 

tn 

"ö 

12 

75 

V. H. für 12 Monate 9,0 

10,0 

19,0 

- 2,4 

::s 

u 

18 

75 V. H, für 18 Monate = 13,5 

12,0 

25,5 

+ 2,6 

c 

ra 

18 

75 

V. H. für 18 Monate -•= 13,5 

12,0 

25,5 

- 4,5 

3 

tö 

18 

75 

V. H. für 18 Monate = 13,5 

14,0 

27,5 

- 3,5 

< 

18 

75 

V. H. für 18 Monate = 13,5 

14,0 

27,5 

- 4,5 


36 

75 

V. H. für 36 Monate = 27,0 

15,0 

42,0 

+ 3,0 
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Anlage 2 


Leistungsübersicht — Offiziere auf Zeit 


I. 

Wehrdienstzeit 

Jahre 

II. Geltendes Recht 

Übergangsgebührnisse 

Ubergangsbeihilfe 

insgesamt 

(das . . . fache der Dienstbezüge des letzten Monats) 

1 

2 

3 

4 

2 

50 V. H. für 9 Monate 4,5 

4,0 

8,5 

3 

50 V. H. für 12 Monate = 6,0 

4,0 

10,0 

4 

50 V. H. für 12 Monate = 6,0 

7,0 

13,0 

5 

60 V. H. für 24 Monate 14,4 

7,0 

21,4 

6 

60 V. H, für 24 Monate ~ 14,4 

9,0 

23,4 

7 

60 V. H. für 24 Monate = 14,4 

10,5 

24,9 

8 

60 V. H. für 24 Monate = 14,4 

12,0 

26,4 

9 

70 V. H. für 30 Monate -- 21,0 

12,0 

33,0 

10 

70 V. H. für 30 Monate -= 21,0 

16,0 

37,0 

11 

70 V. H. für 30 Monate 21,0 

16,0 

37,0 

12 

75 V. H. für 36 Monate = 27,0 

16,0 

43,0 
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III. Neuregelung 


1 

IV. Unterschied 
von II zu III 

übergangsgetaührnisse 

Übergangsbeihilfe j 

insgesamt 

(das . . . fache der Dienstbezüge des letzten Monats) 


5 

6 

7 

8 

— 

3,0 

i 

3,0 

” 5,5 


8,0 

1 

8,0 

- 2,0 

75 V. H. für 6 Monate -= 4,5 

12,0 

16,5 

+ 3,5 

75 V. H. für 6 Monate = 4,5 

12,0 

16,5 

- 4,9 

75 V. H. für 12 Monate 9,0 

14,0 

23,0 

- 0,4 

75 V. H. für 12 Monate 9,0 

14,0 

23,0 

- 1,9 

75 V. H. für 18 Monate = 13,5 

16,0 

29,5 

+ 3,1 

75 V. H. für 18 Monate 13,5 

16,0 

29,5 

- 3,5 

75 V. H. für 18 Monate — 13,5 

18,0 

31,5 

- 5,5 

75 V. H. für 18 Monate = 13,5 

18,0 

31,5 

- 5,5 

75 V. H. für 36 Monate = 27,0 

20,0 

47,0 

+ 4,0 


21 




Drucksache IV/2173 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


I. Zu Artikel I vor Nr. 8 j 

Es wird gebeten, im weiteren Verlauf des Ge- | 
setzgebungsverfahrens zu prüfen, ob nicht auch | 
der § 10 des Soldatenversorgungsgesetzes zu j 
andern ist, und zwar in der Weise, daß j 

I 

1. neben dem in § 10 Abs. 1 Nr. 1 vorgeschrie- j 
benen Vorbehalt bei den planmäßigen Be- i 
amtenstellen alternativ zugelassen wird, daß j 
der Vorbehalt auch dadurch erfüllt werden : 
kann, daß von der Zahl der jährlich einzu- j 
stellenden Beamtenanwärter eine gleiche j 
Quote wie bei den planmäßigen Beamten- I 
stellen den Zulassungsscheininhaborn zur 
Verfügung gehalten wird (wobei § 10 Abs. 4 j 
einer entsprechenden Ergänzung bedarf); | 

I 

2. in § 10 Abs. 1 Nr. 1 eine Klarstellung er- i 

folgt, daß nur solche freie oder freiwerdende i 
planmäßige Beamtenstellen unter den Vor- ; 
behalt fallen, die tatsächlich besetzt werden 
sollen; i 

3. die Vorschrift über den Stellenvorbehall, so- 
weit sie die unbeschränkte Einbeziehung der | 
Nichtgebietskörperschaften in das Erfas- 
sungssystem vorsieht, geändert wird. 

Begründung 
Zu 1. 

I 

Bei der bisherigen Ausschußberatung des Bun- 
desrates über die Verordnung zur Durchführung 
des § 10 Abs. 4 Satz 1 des Soldatenversorgungs- j 
gesetzes (BR-Drucksache 401^63) hat sich er- j 
geben, daß bei den Dienstherren, die selbst j 
Beamtennachwuchs ausbilden, eine Erfassung I 
und Meldung im Sinne des Alternativvorschla- ! 
ges praktischer ist. Bei der alljährlich zu be- 1 
rechnenden Quote der einzustellenden Beamten- : 
anwärter werden bereits die besetzbaren freien, I 
frei werdenden und neugeschaffenen planmäßi- 
gen Beamtenstellen berücksichtigt. Dem An- 
liegen des Bundesgesetzgebers wird also hin- ! 
reichend Rechnung getragen, wenn der Vor- I 
behalt von den Nachwuchsstellen berechnet : 
wird. Dadurch vereinfacht sich das Meldever- : 
fahren für die Dienstherren mit eigener Nach- 
wuchsausbildung erheblich, weil lediglich die 
Gesamtzahl der jährlich einzustellenden Be- 
amtenanwärter zu melden ist. Bei dieser | 
Regelung ist allerdings vorausgesetzt, daß die ; 
Zulassungsscheininhaber nach erfolgreicher Ab- | 
leistung des Vorbereitungsdienstes und der j 
Probezeit in eine Planstelle der entsprechenden j 
Laufbahngruppe übernommen werden. | 


Zu 2. 

Der Stellenvorbehalt des § 10 Abs. 1 zielt sei- 
nem Sinn nach auf die Meldung lediglich der 
Stellen, die tatsächlich in Zukunft zu besetzen 
sind. Einzusparende Stellen (Rationalisierung, 
Aufgabenwegfall) können nicht Berechnungs- 
grundlage für Einstellungen sein. Sie sollten 
daher ausdrücklich ausgenommen werden. 

Zu 3. 

Bei der bisherigen Ausschußberatung des Bun- 
desrates über die Verordnung zur Durchführung 
des § 10 Abs. 4 Satz 1 des Soldatenversorgungs- 
gesetzes (BR-Drucksache 401/63) hat sich her- 
ausgestellt, daß die Vorschrift über den Stellen- 
vorbehalt, soweit sie die unbeschränkte Ein- 
beziehung der Nichtgebietskörperschaften in 
das Erfassungssystem vorsieht, schwer prakti- 
kabel ist. Sie bringt auch sachlich nicht gerecht- 
fertigte Ungleichheiten mit sich, z. B. beim Roten 
Kreuz, das überwiegend privatrechtlich, teil- 
weise aber auch öffentlich-rechtlich organisiert 
ist. Bei der jetzt vorgesehenen Novellierung des 
Soldatenversorgungsgesetzes sollte daher im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
eine den Bedürfnissen der Praxis mehr als bis- 
her entsprechende Fassung des § 10 gefunden 
werden, ln welchem Maße diese Änderung er- 
forderlich ist, wird sich jedoch erst nach Ab- 
schluß der weiteren Erörterungen über die 
Rechtsverordnung zu § 10 Abs. 4 SVG über- 
sehen lassen. 


II. Zu Artikel I Nr. 26 

In Nr. 26 ist Buchstabe a wie folgt zu fassen: 

,a) Absatz 4 Satz 2 erster Halbsatz erhält fol- 
gende Fassung: 

„Andere Arbeitseinkünfte aus Land- und 
Forstwirtschaft, aus Gewerbebetrieb oder 
aus selbständiger oder nichtselbständiger 
Arbeit außerhalb des öffentlichen Dienstes 
(§ 53) im Sinne des § 2 Abs. 3 Ziff. 1 bis 4 
des Einkommensteuergesetzes sind auf den 
Unterhaltsbeitrag anzurechnen;" '. 

Begründung 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Nr. 26 ent- 
hält nicht den Satz 1 der geltenden Fassung des 
§ 73 Abs. 4 SVG. Damit würde die Anrechnung 
jeglichen Einkommens aus einer Verwendung 
im öffentlichen Dienst, die z. Z. im vollen Um- 
fang vorgenommen wird, für die Zukunft ent- 
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fallen. Ein Grund für die Verbesserung dieser 
Vorschrift ist nicht ersichtlich. 


111. Zu Artikel I Nr. 37 c 

Im neuen Absatz 7 des § 88 ist der letzte Satz 
zu streichen. 

Begründung 

Die in Absatz 7 letzter Satz vorgesehene erst- 
und letztinstanzliche Zuständigkeit des Bundes- j 
Sozialgerichts für Klagen von Angehörigen des | 
Bundesnachrichtendienstes in Angelegenheiten j 
der Beschädigtenversorgung nimmt den Betrof- i 
fenen zwei Rechtszüge. Die als Begründung an- ! 
geführte Beschränkung der Kenntnisse über i 
Personen und Angelegenheiten des Bundesnach- j 
richtendienstes auf einen möglichst kleinen I 
überwachbaren Kreis rechtfertigt diese ein- | 
schränkenden Maßnahmen nicht. | 

Es kann grundsätzlich nicht davon ausgegangen | 
werden, daß es notwendig sein wird, in der- j 
artigen Klageverfahren in der Regel geheimzu- 
haltende Kenntnisse des Bundesnachrichten- | 
dienstes offenzulegen. In den Fällen, in denen ' 
sich dies aber nicht vermeiden läßt, gewähr- ; 
leisten die nach § 61 SGG anzuwendenden Vor- [ 
Schriften des Gerichtsverfassungsgesetzes, daß 
die Geheimhaltung in sämtlichen Instanzen | 
gleichermaßen gewahrt bleibt. Auch der Ge- ; 
sichtspunkt der Kontrolle und der überschau- i 
barkeit des Kreises der Geheimnisträger zwingt 
nicht zur Ausschaltung der Sozialgerichte der 
Länder. Klageverfahren aus dem gegebenen ! 
Anlaß werden selten sein, so daß die über- j 
schaubarkeit und Kontrolle insoweit nicht pro- ; 
blematisch sein dürfte. Die Begrenzung der Zahl ■ 
der Geheimnisträger läßt sich bei dem Bundes- i 
Sozialgericht aber nicht besser durchführen als 


bei den Sozialgerichten der Länder, da in allen 
Instanzen der Sozialgerichtsbarkeit ehrenamt- 
liche Richter beteiligt sind, die wechseln. Die 
angeführten Gründe erscheinen daher nicht 
triftig und überzeugend genug, um die mit der 
vorgesehenen Regelung für die Betroffenen ver- 
bundenen Rechtsnachteile vertretbar erscheinen 
zu lassen. 

Die vorgesehene Regelung begegnet auch 
rechtssystematischen Bedenken. Das Bundes- 
sozialgericht ist mit Ausnahme der in § 39 
Abs. 2 des Sozialgerichtsgesetzes aufgeführten 
Streitigkeiten nicht verfassungsrechtlicher Art 
zwischen dem Bund und den Ländern u. ä., die 
in diesem Zusammenhang nicht zum Vergleich 
herangezogen werden können, reine Revisions- 
instanz. Mit der vorgesehnen Regelung würde 
ohne zwingenden Grund von dem Prinzip, daß 
die oberen Bundesgerichte grundsätzlich höchste 
Rechtsmittelgerichte innerhalb eines Gerichts- 
zweiges sein sollen, abgewichen. Eine Er- 
weiterung der funktionellen Zuständigkeit des 
Bundessozialgerichts sollte ferner durch eine 
Änderung der maßgeblichen Vorschrift des 
Sozialgerichtsgesetzes erfolgen und nicht im 
Rahmen eines Gesetzes, das materielles Recht 
für einen anderen Bereich setzt. 


IV. Zu Artikel I Nr. 41 

In der Neufassung des § 95 Abs. 2 sind die 
Worte „im Bundesgebiet" durch die Worte „im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes" zu ersetzen. 

Begründung 

Anwendung der bisher üblichen Formulierung 
in Bundesgesetzen bei der Anwendung oder 
Nichtanwendung von Bundesrecht im Land 
Berlin. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. 

Der Bitte, im weiteren Verlauf des Gesetzgebungs- 
verfahrens zu prüfen, ob nicht auch § 10 des Solda- 
tenversorgungsgesetzes zu ändern ist, wird nachge- 
kommen. 


Zu II. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


Zu III. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. Auf die ent- 
sprechende Regelung des § 50 Abs. 1 Nr. 4 der Ver- 
waltungsgerichtsordnung wird verwiesen. 


Zu IV. 

Dem Vorschlag wird zustimmt. 
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